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96. Verordnung: Übertragung von Aufgaben nach § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaushaltsgesetzes
97. Verordnung: Finanzielle Hilfe des Bundes aus Anlaß der Nuklearkatastrophe in Tschernobyl für den

Bereich Wild mit Ausnahme des Wildhandels
98. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 41 Gmünder Straße im Bereich der Marktge-

meinde St. Martin
99. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 115 Eisen Straße im Bereich der Gemeinden

Hieflau und Landl

9 6 . Verordnung des Bundesministers für Inne-
res vom 26. Feber 1987 betreffend die Über-
tragung von Aufgaben nach § 5 Abs. 2 Z 4 des

Bundeshaushaltsgesetzes

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaus-
haltsgesetzes, BGBl. Nr. 213/1986, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen ver-
ordnet:

Der Bundespolizeidirektion Wien werden die im
§ 5 Abs. 4 des Bundeshaushaltsgesetzes aufgezähl-
ten Aufgaben übertragen, und es wird somit die
Bundespolizeidirektion Wien zu einem anweisen-
den Organ im Sinne des § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundes-
haushaltsgesetzes erklärt.

Blecha

97 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 5. März 1987 betreffend eine
finanzielle Hilfe des Bundes aus Anlaß der
Nuklearkatastrophe in Tschernobyl für den
Bereich Wild mit Ausnahme des Wildhandels

Auf Grund des § 38 a des Strahlenschutzgeset-
zes, BGBl. Nr. 227/1969, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 396/1986 wird verordnet:

§ 1. (1) Ein finanzieller Beitrag des Bundes wird
physischen oder juristischen Personen mit Aus-
nahme der Gebietskörperschaften, die die Jagd
oder die Verarbeitung von Wildbret oder von Inne-
reien von Wild erwerbsmäßig betreiben, unter der
Voraussetzung gewährt, daß der eingetretene Scha-
den oder Vermögensnachteil durch den Landes-
hauptmann gemäß § 38 a Abs. 1 des Strahlen-
schutzgesetzes festgestellt wird.

(2) Als physische oder juristische Person, die die
Jagd erwerbsmäßig betreibt, ist der Jagdausübungs-
berechtigte oder Jagdberechtigte anzusehen.

(3) Wild, das nicht den Jagdgesetzen unterliegt,
ist nicht Gegenstand dieser Verordnung.

§ 2. (1) Die Schadenserhebungen haben zu erfas-
sen:

1. Alle den Jagdgesetzen unterliegende Tiere,
die zur Messung der radioaktiven Belastung
oder aus Hegegründen zu einem Zeitpunkt
erlegt wurden, in dem das gemäß § 38 des
Strahlenschutzgesetzes erlassene Abschußver-
bot in Geltung stand und das Fleisch der
abgeschossenen Tiere vernichtet werden
mußte oder nicht in Verkehr gebracht werden
durfte.

2. Verwertbares Fallwild, das auf Grund behörd-
licher Anordnungen gemäß § 38 des Strahlen-
schutzgesetzes vernichtet werden mußte oder
nicht in Verkehr gebracht werden durfte.

3. Wild aus österreichischen Revieren, das von
Jagdausübungsberechtigten oder Jagdberech-
tigten oder von weiterverarbeitenden Betrie-
ben auf Grund behördlicher Anordnungen
gemäß § 38 des Strahlenschutzgesetzes nicht
in Verkehr gebracht werden durfte und daher
vernichtet werden mußte.

(2) Allfällige Erlöse aus dem Verkauf des im
Abs. 1 angeführten Wildes sind von dem gemäß § 3
festzustellenden Schadensbetrag in Abzug zu brin-
gen, wobei Geschädigten, die vorsteuerabzugsbe-
rechtigt sind und auf deren Umsätze § 22 Umsatz-
steuergesetz 1972 keine Anwendung findet, die all-
fälligen Erlöse exklusive der Umsatzsteuer anzu-
rechnen sind.

§ 3. (1) Der Ermittlung der betragsmäßigen
Höhe des Schadens ist zugrunde zu legen:
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1. für Wild, das zu einem Zeitpunkt vernichtet
werden mußte, als das behördlich angeord-
nete Abschußverbot in Geltung stand, der
Durchschnitt der Marktpreise der letzten drei
Jahre;

2. für das übrige Wild der im Monat des Scha-
denseintrittes gültige, durchschnittliche
Marktpreis.

(2) Der Marktpreis ist den Marktberichten des
betreffenden Landes zu entnehmen. Ist das nicht
möglich, sind die Marktberichte der angrenzenden
Länder heranzuziehen, und ist auch das nicht mög-
lich, sind die Marktpreise zu schätzen.

(3) Bei Geschädigten, die vorsteuerabzugsbe-
rechtigt sind und auf deren Umsätze § 22 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 keine Anwendung fin-
det, gilt der Marktpreis exklusive der Umsatz-
steuer.

§ 4. Schadenserhebungen der Landeshauptmän-
ner, die bereits vor der Erlassung dieser Verord-
nung unter Berücksichtigung der in den §§ 2 und 3
enthaltenen Grundsätze durchgeführt wurden, gel-
ten als Schadenserhebungen im Sinne dieser Ver-
ordnung.

§ 5. Das Bundesministerium für Finanzen stellt
jeweils nach Vorliegen der Schadensmeldungen
eines Landes einen Betrag in der Höhe von 75 vH
der gemäß den §§ 2 und 3 festgestellten Schäden
bereit. Entschädigungen, die die Betroffenen von
dritter Seite erhalten haben, sind auf die Bundeslei-
stung anzurechnen. Der Beitrag des Bundes ist
unverzüglich an die Betroffenen weiterzuleiten.

Lacina

98 . Verordnung des Bundesministers für Bau-
ten und Technik vom 5. März 1987 betreffend
die Bestimmung des Straßenverlaufes der B 41
Gmünder Straße im Bereich der Marktge-

meinde St. Martin

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 41
Gmünder Straße wird im Bereich der Marktge-
meinde St. Martin wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 25,05, quert sodann die Lainsitz, führt in der
Folge westlich der Lainsitz und der bestehenden
Bundesstraße und bindet bei km 27,37 wieder in
den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Niederösterreichischen
Landesregierung sowie bei der Marktgemeinde
St. Martin aufliegenden Planunterlagen (Plan
Nr. B 41/28-85 im Maßstab 1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Graf

99. Verordnung des Bundesministers für Bau-
ten und Technik vom 6. März 1987 betreffend
die Bestimmung des Straßenverlaufes der
B 115 Eisen Straße im Bereich der Gemeinden

Hieflau und Landl

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 115
Eisen Straße wird im Bereich der Gemeinden
Hieflau und Landl wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 98,720, überquert die Enns und bindet bei
km 98,926 wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für Bauten und Technik, beim Amt der Steier-
märkischen Landesregierung sowie bei den
Gemeinden Hieflau und Landl aufliegenden Plan-
unterlagen (Plan Nr. BO-115-57 im Maßstab
1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.
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